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Stadt Osnabrück 
D E R  O B E R B Ü R G E R M E I S T E R  

 

 

Bebauungsplan Nr. 658 - Hiärm-Grupe-Straße 21 - 
(vorhabenbezogener Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren)   
 

Textliche Festsetzungen zum Entwurf  

Stand: 28.07.2020 

 
 
Für diesen Bebauungsplan ist die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke 
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786) maßgebend. 

 
1. Gemäß § 9 Absatz 2 BauGB sind in dem Bereich des Vorhaben- und Erschließungsplans 

nur solche Vorhaben zulässig, die in einem Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO allgemein 
zulässig sind und zu deren Durchführung sich die Vorhabenträgerin bzw. der Vorhabenträ-
ger im Durchführungsvertrag zu diesem vorhabenbezogenen Bebauungsplan verpflichtet. 

 
2. Gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 1 BauGB i. V. m. § 18 Absatz 1 BauNVO gelten im Plangebiet 

Höchstmaße für Gebäudehöhen. Als maximale Gebäudehöhe gilt die Höhe des oberen 
Gebäudeabschlusses (OK) über Normalhöhennull (NHN). Überschreitungen der festge-
setzten Gebäudehöhe bis zu 1 m durch untergeordnete Gebäudeteile wie z. B. technische 
Dachaufbauten, Antennen, Geländer, Schornsteine oder Anlagen zur Gewinnung von So-
larenergie sind zulässig.  

 
3. Gemäß § 23 Absatz 5 BauNVO sind Garagen, Stellplätze und Nebenanlagen außerhalb 

der überbaubaren Grundstücksflächen und der festgesetzten Flächen für Garagen und 
Stellplätze nicht zulässig. 

 
4. Gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 25 Buchstabe a BauGB sind Gebäudedachflächen mit einer 

Neigung < 15° flächendeckend mit einer mindestens extensiven Dachbegrünung (Substrat-
mächtigkeit mindestens 10 cm) dauerhaft zu begrünen. Von dieser Verpflichtung sind Teil-
flächen, die zur Gewinnung regenerativer Energien (Photovoltaik, Solarthermie) genutzt 
werden sowie Dächer von Nebenanlagen und Garagen mit einer Dachfläche  50 m² aus-
genommen.  
 

5. Gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 23 Buchstabe a BauGB dürfen ortsfeste Feuerungsanlagen 
nicht mit festen Brennstoffen betrieben werden. Davon ausgenommen sind Brennstoffe im 
Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 4 und Nummer 5a der Verordnung über kleine und mittlere 
Feuerungsanlagen (1. BImSchV) vom 26. Januar 2010 (BGBl. I S. 38), die zuletzt durch 
Artikel 16 Absatz 4 des Gesetzes vom 10. März 2017 (BGBl. I S. 420) geändert worden ist. 
 

6. Gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 20 BauGB sind private Grundstückszufahrten und Pkw-Ein-
stellplätze mit versickerungsgünstigen Belägen (z. B. großfugiges Pflaster - Fugen  3 cm 
-, Versickerungsanteil  30 %, Rasengittersteine, Schotterrasen) und entsprechendem Un-
terbau zu gestalten. Befestigungen, die eine Wasser- und Luftdurchlässigkeit wesentlich 
mindern, wie z. B. Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen, 
sind unzulässig.  
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7. Gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 25 Buchstabe a BauGB sind auf den festgesetzten Flächen 
zum Anpflanzen von Einzelbäumen heimische standortgerechte Laubbäume (Hochstamm 
mit mindestens 18 - 20 cm Stammumfang, gemessen 1 m über dem Wurzelhals; Pflanzen-
auswahl: Pflanzliste A (s. Begründung)) entsprechend den anerkannten Regeln der Tech-
nik zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und nach Abgang zu ersetzen. 
 

8. Gemäß § 9 Absatz 1 Nummer 25 Buchstabe a BauGB sind auf den festgesetzten Flächen 
zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen heimische stand-
ortgerechten Gehölze (Pflanzenauswahl: Pflanzliste A (s. Begründung)) entsprechend den 
anerkannten Regeln der Technik zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und nach Abgang zu 
ersetzen. 
 

Örtliche Bauvorschriften: 
 
9. Grundstückseinfriedungen entlang öffentlicher Verkehrsflächen sind nur in Form von He-

cken aus heimischen standortgerechten Gehölzen (Pflanzenauswahl: Pflanzliste A (s. Be-
gründung)), wahlweise in Kombination mit höchstens 1,5 m hohen durchsichtigen Zaunan-
lagen, zulässig. (Rechtsgrundlage: § 84 Absatz 3 Nummer 3 NBauO) 

 
 
Hinweise: 
 
1. Die in diesem Bebauungsplan in Bezug genommenen Rechtsquellen, DIN-Normen und 

sonstigen außerstaatlichen Regelwerke werden bei der Stadt Osnabrück, Fachbereich 
Städtebau, Fachdienst Stadtplanung, Hasemauer 1 zur Einsicht bereitgehalten. 

 
2. Das auf den WA-Grundstücken anfallende Niederschlagswasser ist über geeignete Maß-

nahmen gedrosselt (0,5 l/s) dem Regenwasserkanal zuzuleiten.  
 
3. Auf vorhandenen unterirdischen Versorgungs- und Entwässerungsleitungen 

sowie auf Flächen, die mit entsprechenden Rechten belastet sind, besteht ein generelles 
Bauverbot sowie ein Verbot der Bepflanzung mit Bäumen und Sträuchern. Geländeverän-
derungen, insbesondere Niveauveränderungen sind nur mit Zustimmung des Leitungsbe-
treibers erlaubt. Jegliche Bau- und Bepflanzungsmaßnahmen bedürfen der vorherigen Zu-
stimmung der Ver- und Entsorgungsträger. Die Pflanzung von Bäumen ist frühzeitig mit der 
SWO Netz GmbH abzustimmen. 

 
4. Da innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Flächen bei Bodenarbeiten das An-

treffen von kontaminierten Bodenpartien zu erwarten ist, sind sämtliche Auskofferungsar-
beiten unter gutachterlicher Überwachung durchzuführen. Aschen, Schlacken, Ölboden o-
der andere Auffälligkeiten sind durch den Gutachter zu separieren und in Absprache mit 
der Unteren Bodenschutzbehörde (Stadt Osnabrück, Fachdienst Ordnungsbehördlicher 
Umweltschutz) zu beproben und ordnungsgemäß zu entsorgen. 

 
5. Sollten bei Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche bzw. paläontologische Boden-

funde (z. B. Tongefäßscherben, Metallfunde, Holzkohleansammlungen sowie auffällige Bo-
denverfärbungen, Gebäudereste und Steinkonzentrationen bzw. Fossilien und Versteine-
rungen) gemacht werden, müssen diese der Stadt Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie, 
Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-2277, Mail: archaeologie@osnab-
rueck.de) unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde und Fundstellen sind nach der An-
zeige zunächst unverändert zu lassen und vor Zerstörung zu schützen (§ 14 Niedersächsi-
sches Denkmalschutzgesetz). 

 
6. Das Gebiet der Stadt Osnabrück war im zweiten Weltkrieg Ziel zahlreicher Luftangriffe. Das 

Vorhandensein von unentdeckten Kampfmitteln im Erdreich innerhalb des gesamten Plan-
gebiets ist deshalb grundsätzlich nicht auszuschließen. Sollten bei Bau- und Erdarbeiten 
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Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, ist unverzüglich die 
zuständige Polizeidienststelle, der Fachbereich Bürger und Ordnung der Stadt Osnabrück 
oder der niedersächsische Kampfmittelbeseitigungsdienst zu benachrichtigen.  

 
7. Die Vorschriften zum besonderen Artenschutz nach dem Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG), in der zurzeit geltenden Fassung, sind zu beachten. Zur Vermeidung des Tö-
tungs- und Verletzungsverbots, der Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten und des Verbots von erheblichen Störungen für besonders und streng 
geschützte Arten (vgl. § 7 Absatz 2 Nummer 13 und Nummer 14 BNatSchG) sind insbe-
sondere 
a) Bestandsgebäude vor Durchführung von Baumaßnahmen daraufhin zu kontrollieren, 

ob dort geschützte Vogel- und Fledermausarten oder Quartiere dieser Arten vorhan-
den sind, 

b) Abrissarbeiten und Umbauarbeiten an Bestandsgebäuden nur dann durchzuführen, 
sofern dabei keine geschützten Vogel- und Fledermausarten getötet oder erheblich 
gestört werden und mit den Baumaßnahmen keine Zerstörungen oder Beeinträchti-
gungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten geschützter Arten einhergehen, 

c) Baumaßnahmen, die Fortpflanzungs- und Ruhestätten von geschützten Vogel- und 
Fledermausarten beeinträchtigen können, außerhalb der Brut- und Fortpflanzungs-
zeit und der Winterruhezeit durchzuführen, 

d) potenzielle Quartiere geschützter Vogel- und Fledermausarten rechtzeitig vor Beginn 
von Bauarbeiten auf dort lebende Tiere zu überprüfen (Sofern ein Tierbesatz in den 
Quartieren nicht sicher ausgeschlossen werden kann, müssen die Bauarbeiten von 
einem Vogel- oder Fledermausspezialisten begleitet werden.) und 

e) zulässige Gehölzarbeiten (Fällen, Roden, Abschneiden und auf den Stock setzen von 
Bäumen, Hecken, Gebüsch und anderen Gehölzen) nur dann vorzunehmen, sofern 
dabei keine geschützten Vogel- und Fledermausarten getötet oder erheblich gestört 
werden und mit den Gehölzarbeiten keine Zerstörungen oder Beeinträchtigungen von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten (Vogelnester, Baumhöhlen) geschützter Arten ein-
hergehen. Zulässige Gehölzarbeiten sind in der Regel außerhalb der Vogelbrutzeit 
durchzuführen. Baumhöhlen sind rechtzeitig vor Beginn der Arbeiten auf dort lebende 
Arten zu überprüfen. Sofern ein Tierbesatz in den Baumhöhlen nicht sicher ausge-
schlossen werden kann, müssen die Fällarbeiten von einer Vogel- oder Fleder-
mausspezialistin oder einem Vogel- oder Fledermausspezialisten begleitet werden. 

 
8. Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahmeprüfung nach 

§ 45 Absatz 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutz-
behörde zu beantragen.  

 


